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A Bebauungsplan Nr. I/S 50  
„Gewerbegebiet Senner Straße“  
A.1 Auswertung des frühzeitigen Beteiligungsschrittes gemäß §§ 3 (1) und 4 (1) 

BauGB  
A.2 Auswertung der Entwurfsoffenlage gemäß § 3 (2) und der Behördenbeteiligung 

gemäß § 4 (2) BauGB 
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Anlage A.1: Auswertung der frühzeitigen Beteiligungsschritte gemäß §§ 3 (1), 4 (1) BauGB zum Bebauungsplan Nr. I/S 50 
“Gewerbegebiet Senner Straße” 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Behörden gemäß § 4(1) BauGB wurde vom 10.05.2007 bis 22.06.2007 durchgeführt. Die eingegangenen 
Stellungnahmen wurden ausgewertet und entsprechend in die Planung eingearbeitet. Hieraus haben sich keine verbliebenen planerischen 
Konflikte oder andere, in der Abwägung ggf. noch problematische Fragestellungen ergeben. 
 

Stellungnahmen im Rahmen der frühzeitigen Bürgerbeteiligung 

Verfahrensschritt 
bzw. 
Stellungnahme 
von 

Lfd. 
Nr.  

Stellungnahme:  
(Stellungnahme zusammengefasst) 

Stellungnahme der Verwaltung / Berücksichti-
gung in der Planung: 

 
Unterrichtungs- und 
Erörterungstermin 
gemäß § 3 (1) BauGB 
vom 15.08.2007 
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Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3(1) 
BauGB wurde nach ortsüblicher Bekanntmachung u.a. im 
Rahmen einer Versammlung am 15.08.2007 im Sennesaal im 
neuen Ortszentrum Senne, Senner Markt 1, durchgeführt. 
Außerdem bestand die Gelegenheit zur Abgabe von 
Stellungnahmen zu Protokoll oder schriftlich an Bauamt oder 
Bezirksamt.  
In der Versammlung wurden zunächst die Vorbereitung der 
Planung durch die Flächennutzungsplan-Änderung im Jahr 
2004, das Plankonzept „Rahmenplanung“ mit der Varianten-
diskussion sowie der Vorentwurf des Bebauungsplanes Nr. 
I/S/50 ausführlich erläutert.  
 
Anschließend stellten die Bürgerinnen und Bürger eine Reihe 
von Verständnisfragen zur Rahmenplanung, zur geplanten 
Gewerbenutzung und zum Ausbau der Senner Straße. Dar-
über hinaus wurde einzelne kritische Anmerkungen insbe-
sondere zur Erschließungssituation, zur Wahl der Variante 
mit Anschluss an die Senner Straße im Süden in Höhe des 
Bebauungsplan-Gebietes Nr. I/S/50 und zur hiermit verbun-
denen Verkehrsbelastung für die dort befindlichen Anlieger 
vorgetragen (siehe Protokoll). 
 

 
Die Fragen der Bürgerinnen und Bürger konnten überwie-
gend bereits in der Versammlung beantwortet werden. Hierzu 
wird auf das in der Anlage zu dieser Vorlage beigefügte 
Original-Protokoll verwiesen. Eine weitere inhaltliche Erörte-
rung wird an dieser Stelle nicht für erforderlich gehalten.  
 
Die Kritik an der Erschließungslösung wird auf Grundlage der 
Variantendiskussion und angesichts der Zielsetzung, den 
Betriebsstandort im 1. Bauabschnitt ohne Umwegverkehre 
und möglichst flächensparend an die Senner Straße anbin-
den zu können, ist unberechtigt.  
 
Nicht abschließend beantwortet werden konnten die Fragen, 
die sich auf die Lärmemissionen durch den künftig zusätz-
lichen Verkehr aus dem Gebiet bezogen, da das ent-
sprechende Schallgutachten zum Verfahrensschritt gemäß 
§ 3(1) BauGB noch nicht vorgelegen hat. 
 
Mit Datum vom 06.11.2007 wurden die zum Thema Ver-
kehrslärm beauftragten zwei Gutachten vorgelegt (AKUS 
GmbH, Bielefeld): „Ergänzende schalltechnische Unter-
suchungen im Rahmen des verbindlichen Bauleitplanverfah-
rens Nr. I/S 50 ..., hier: 



 
8 

   

 1) Geräusch-Immissionen durch den Kfz-Verkehr auf der 
Senner Straße,  

2) geplante Abbiegespur.“ 
Grundlage der Gutachten sind die Verkehrszahlen auf der 
Senner Straße von ca. 9.200 Kfz/24 h heute, von 7.120 
Kfz/24 h im Prognosehorizont 2020 (Reduzierung nach Eröff-
nung der A 33) und von ca. 1.235 Kfz/24 h auf der Planstraße 
bei Endausbau des Gewerbegebietes gemäß Rahmen-
planung. Die Gutachten kommen danach zusammenfassend 
zu folgenden Ergebnissen:  
 
zu 1) Geräusch-Immissionen durch Kfz-Verkehr: 
- Im geplanten Gewerbegebiet GE werden die Immissions-

grenzwerte der 16. BImSchV sowie die idealtypischen 
Orientierungswerte des Beiblattes zur DIN 18005 für Ge-
werbegebiete ab 10 m bzw. ab 30 m von der Senner Straße 
tags und nachts eingehalten. 

- An den 2 Wohnhäusern, die im Rahmenplan-Gebiet außer-
halb des Bebauungsplan-Geltungsbereiches unmittelbar 
östlich der Senner Straße liegen, werden jedoch 
straßenseitig Geräusch-Immissionen von über 70 dB(A) 
tags bzw. 60 dB(A) nachts erreicht, die eine Grenze für die 
Notwendigkeit von Schallschutzmaßnahmen darstellen. 
Dieser Konflikt wird jedoch nicht durch den Bebauungsplan 
Nr. I/S 50 verursacht.  

 Im Falle einer wesentlichen Änderung oder eines Neubaus 
sind dort aber gemäß § 1 der 16. BImSchV Schall-
schutzmaßnahmen durch den Verursacher erforderlich.  

 
zu 2) Auswirkungen der geplanten Abbiegespur: 
- An dem dem Bebauungsplan benachbarten Wohnhaus auf 

Flurstück 554 in Höhe der Abbiegespur östlich der Senner 
Straße, das bereits stark durch Verkehrslärm belastet ist, 
entsteht durch die Planung Anspruch auf Schallschutz. Die 
notwendigen passiven Schallschutzmaßnahmen werden bis 
zur Aufnahme der gewerblichen Nutzung im 
Geltungsbereich des zukünftigen Bebauungsplanes Nr. I/S 
50 durchgeführt. 

 - Die geplante Abbiegespur führt bei den übrigen Wohnhäu-
sern westlich der Senner Straße mit Werten unterhalb der 
Schwellenwerte nur z.T. zu Erhöhungen, die dann aber mit 
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1 dB(A) gering und planerisch vertretbar sind. Hierdurch 
wird in keinem Fall ein Anspruch auf Schallschutz im Sinne 
der 16. BImSchV begründet.  

 
Die Gutachten werden den Planunterlagen im Original bei-
gefügt und im weiteren Verfahren entsprechend berücksich-
tigt. Im Ergebnis ist das Vorhaben in Abwägung der berührten 
öffentlichen und privaten Belange einschließlich der zusätz-
lich ausgelösten Verkehrsbelastungen vertretbar.  
 

 
Eine Anliegerin an der 
Senner Straße, 
Schreiben vom 
21.08.2007 
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Die Anliegerin an der Senner Straße trägt folgende Anregun-
gen bzw. Kritik vor: 
 
Durch die geplante 1. Ausfahrt gegenüber der Fabrikstraße 
werde die schon jetzt viel befahrene Senner Straße zusätz-
lich belastet. Es werden Rückstaus und eine Minderung der 
Wohnqualität der Anwohner befürchtet. Der schon heute 
unsichere Rad- und Fußweg würde zu einer außerordent-
lichen Gefahrenquelle für die Nutzer.  
 
Daher wird ein Knotenpunkt mit der Enniskillener Straße im 
Norden und eine Zufahrt in das Plangebiet von Norden für 
sinnvoller gehalten. Das Gegenargument, die Anfahrt durch 
das Gewerbegebiet sei lang, wird als haltlos bewertet, da es 
sich um eine Parallelstraße zur Senner Straße handeln 
würde. Da zunächst nur ein Interessent angesiedelt werde, 
sei die Zufahrt der Stadt schlicht zu teuer. Der Wertverlust 
der Immobilien in der Nachbarschaft mit Gewerbegebieten, 
Senner Straße und A 33 würde dabei nicht berücksichtigt. 
Dieses sei nicht zumutbar, weshalb die 1. und 2. Variante der 
Rahmenplanung mit Ausfahrten zur Senner Straße abgelehnt 
werde. 
 

 
Die grundlegende Standortentscheidung für ein neues 
Gewerbegebiet ist im Zuge der Flächennutzungsplan-
Änderung im Jahr 2004 begründet getroffen worden. Hierbei 
wurde im Vergleich zu den zurückgenommenen Gewerbe-
flächen an der Windelsbleicher Straße u.a. die gewerbliche 
Prägung durch das Gewerbegebiet Fabrikstraße und die 
geringere Betroffenheit von Wohngebieten in die Abwägung 
eingestellt.  
 
Der Bebauungsplan Nr. I/S 50 wird vor diesem Hintergrund 
entwickelt, um einen ortsansässigen Betrieb, der ein etwa 3 
ha großes Grundstück benötigt, im Süden Bielefelds zu 
halten. Dabei spielt insbesondere auch die dauerhafte 
Sicherstellung wohnortnaher Arbeitsplätze für die in der 
Firma Beschäftigten, die überwiegend aus dem Bielefelder 
Süden stammen, eine bedeutende Rolle. 
 
Die Erhebung der in der Stadt vorhandenen gewerblichen 
Baulandreserven im Zusammenhang mit der Erstellung des 
von der Stadt in Auftrag gegebenen Gutachtens zum langfris-
tigen Gewerbeflächenbedarf in der Stadt Bielefeld (Büro für 
Gewerbeplanung und Stadtentwicklung Dr. Kahnert) zeigt, 
dass es weder im Stadtbezirk Brackwede noch im benach-
barten Stadtbezirk Senne Reserveflächen mit verbindlichem 
Planungsrecht gibt, die eine Größe von wenigsten 3 ha 
aufweisen.  
 
Für die Entwicklung des verfügbaren Standortes im Süden 
mit Anlage der kritisierten Erschließung gemäß Bebauungs-
plan Nr. I/S 50 spricht zudem, dass aufgrund der Entwässe-
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rungsproblematik dort im Süden zwingend Flächen für die 
Entwässerung des Gesamtgebietes zu sichern sind.  
 
 
Westlich der Senner Straße ist im 1967 beschlossenen 
Bebauungsplan Nr. 9 „Gewerbegebiet Hambrink-Kampmann“ 
(Größe ca. 15 ha) lediglich im mittleren Bereich an der Sen-
ner Straße kleinflächig ein Mischgebiet um 2 Wohnhäuser mit 
einer Größe von lediglich etwa 0,5 ha festgesetzt worden. 
Einen „Mischgebietscharakter“ gemäß BauNVO kann dieses 
Gebiet jedoch nicht entfalten, die gewerbliche Nachbarschaft 
überprägt bereits den Bereich.  
Vor diesem Hintergrund werden die Rahmenplanung und der 
Bebauungsplan Nr. I/S 50 als erster Bauabschnitt begründet 
entwickelt.  
 
Die Senner Straße erschließt heute den Großraum Senne 
und hat als Kreisstraße K 17 eine erhebliche Verkehrsbe-
deutung für die Anbindung des Umlandes an Bielefeld-
Brackwede. Der Knotenpunkt ist unter Berücksichtigung 
dieser verkehrlichen Funktionen geplant worden, die Ver-
kehrssicherheit wird nicht beeinträchtigt. Der Radweg auf der 
Westseite bleibt unberührt, da - auch mit Rücksichtnahme auf 
die Nachbarn - die benötigte Abbiegespur nur zu einer Auf-
weitung nach Osten führt. Durch diese Aufweitung mit 
Querungshilfe wird i.Ü. auch eine allgemeine Reduzierung 
der Kfz-Geschwindigkeiten erwartet.  
 
Unter Nr. 1 sind die dem Schallgutachten zu Grunde liegen-
den aktuellen und prognostizierten Verkehrsbelastungen 
dargelegt. Im Ergebnis ist die langfristige Belastung durch die 
Planung, die als maximale Belastung gemäß Endausbau 
nach Rahmenplan mit nur einer Ausfahrt „auf der sicheren 
Seite“ gerechnet worden ist, vertretbar.  
 
Eine Erschließung des gesamten Gewerbegebietes gemäß 
FNP im Norden in Höhe Enniskillener Straße ist aus städte-
baulichen, verkehrlichen und wirtschaftlichen Gründen nicht 
sinnvoll und würde zu einem Mehrverbrauch an Erschlie-
ßungsflächen führen (Versiegelung). Diese Überlegung ist im 
Zuge der Diskussion der Rahmenplanung „Erweiterung von 
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Gewerbeflächen östlich der Senner Straße“ geprüft und be-
gründet verworfen worden. Die Entfernung zwischen diesem 
nördlichen Knotenpunkt und der Südgrenze der FNP-Dar-
stellung „Gewerbefläche“ beträgt rund 600 m, eine 2. Zufahrt 
im Süden in Höhe Fabrikstraße wäre auch dann erforderlich. 
 
Zu beachten ist zudem, dass im Knotenpunktbereich Ennis-
killener Straße / Senner Straße ein größerer Siedlungssplitter 
mit Wohnbebauung liegt. Dort liegen einige Wohnhäuser im 
Randbereich zu dem bereits im Zuge des Bebauungsplanes 
Nr. I/S 42 „Gewerbegebiet östlich Senner Straße“ geprüften 
Knotenpunkt.  
 
Die städtebauliche Zielsetzung für die gewerbliche Entwick-
lung entlang der Senner Straße basiert zudem auf einer wirk-
samen Gliederung durch eine Grünachse mit Regenrückhal-
tung zwischen dem Bebauungsplan Nr. I/S 42 und der FNP-
Neuentwicklung bzw. der Rahmenplanung „Erweiterung von 
Gewerbeflächen östlich der Senner Straße“, die nicht durch 
eine Erschließung durchschnitten werden soll.  
 
Im Ergebnis wird das Vorhaben in Abwägung der berührten 
öffentlichen und privaten Belange einschließlich der Erschlie-
ßungslösung als angemessen und vertretbar bewertet.  
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Anlage zur lfd. Nr. 1: 
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Anlage A.2: Auswertung der Entwurfsoffenlage gemäß § 3 (2) BauGB i.V.m. § 4 (2) BauGB zum Bebauungsplan Nr. I/S 50 
“Gewerbegebiet Senner Straße” 
 

Stellungnahmen von Bürgern 

Stellungnahme 
von 

Lfd. 
Nr.  

Stellungnahme:  
(Stellungnahme zusammengefasst) 

Stellungnahme der Verwaltung / Berücksichti-
gung in der Planung: 

 
Stellungnahmen von 
Bürgern sind nicht 
eingegangen. 
 

 
- 

 
 
 

 
 
 
 

 

Stellungnahmen von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange  

Stellungnahme 
von  

Lfd. 
Nr.  

Stellungnahme:  
(Stellungnahme zusammengefasst) 

Stellungnahme der Verwaltung / Berücksichti-
gung in der Planung: 

 
Stadtwerke Bielefeld 
GmbH 
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Nach einer erneuten Rohrnetzberechnung kann seitens der 
Stadtwerke nur eine Löschwassermenge von 96 m³/h bereit 
gestellt werden. Die zunächst angenommene Sicherung der 
von der Stadt Bielefeld vorgegebenen Löschwassermenge 
von 144 m³/h kann somit nicht angeboten werden. 
 
Auch kann keine Gasversorgung für den Gesamtbereich der 
städtebaulichen Rahmenplanung angeboten werden. Diese 
kann erst nach Sicherung der Erschließung aufgebaut wer-
den. Gleichwohl kann die Versorgung für den vorgezogenen 
kleinen Teilbereich des B-Planes Nr. I/S 50 aus dem vorhan-
denen Leitungszug Senner Straße in Abhängigkeit von dem 
Gasbedarf des Betriebes realisiert werden.  
 
Es wird gebeten, einen ergänzenden Hinweis zu Baumstand-
orten in der Nähe von unterirdischen Ver- und Entsorgungs-
anlagen aufzunehmen.  
 

 
Im Bebauungsplan wird im Textblatt unter „Hinweisen zur 
Beachtung“ und in der Begründung auf die von den Stadt-
werken vorgetragenen Einschränkungen ergänzend hinge-
wiesen.  
 
Die über das Angebot aus dem Leitungsnetz hinaus notwen-
dige Löschwasserversorgung kann betriebsbezogen durch 
Zisternen, Rückhaltebecken, Staukanäle oder durch be-
triebseigene Brunnen gesichert werden. Diese Maßnahmen 
sind im Zuge der schrittweisen Betriebsentwicklung im Bau-
genehmigungsverfahren angemessen zu prüfen und zu 
sichern. Zusätzliche Regelungen im Bebauungsplan-
Verfahren sind auch hierzu nicht erforderlich. 
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Weitere Anregungen von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange liegen nicht vor.  
 

 

Vorschläge für redaktionelle Änderungen 

 
Umweltbereich 
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Redaktionelle Änderungen und geringfügige Anpassung der textlichen Regelungen über Stellplatzanlagen: 
-  Textliche Festsetzung 7.2: Stiel-Eichen werden nicht mehr als Baumart vorgegeben, sondern nur beispielhaft empfohlen, 

da in den letzten Jahren vermehrt Anwuchsprobleme mit dieser Baumart in der Senne aufgetreten sind (Schädlingsbefall). 
-  Textliche Festsetzung 9.3.2: Zur besseren Nachvollziehbarkeit wird klargestellt, dass Stellplatzanlagen im regelmäßigen 

Raster zu begrünen sind.   
 
Darüber hinaus wurden einzelne Passagen in der Begründung und im Umweltbericht geringfügig ergänzt, 
abwägungsrelevante Planänderungen sind hiermit nicht verbunden.  
 

 
Verkehr 
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Es wurde in der Begründung ergänzt, dass die Verlegung der OD-Grenze der Senner Straße Richtung Süden bis Nahe der 
Einmündung Okapiweg zwischenzeitlich Rechtskraft erlangt hat.  
 

 
Stadtentwässerung 
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Es wurden in der Begründung die überschlägig ermittelten Erschließungskosten ergänzt und geringfügige Anpassungen der 
Textpassagen zur Entwässerung an die fortgeschrittene Detailplanung vorgenommen.   
 

 


